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Gwirkst mit Querungen
Nordbahn | Durch Modernisierung müssen bestehende Bahnübergänge geschlossen
werden. Eine Bürgerinitiative schlägt nun Alternativen zu bestehenden Planungen vor.

Von Vera Coursolle

DÜRNKRUT | Durch die Moderni-
sierung auf der Nordbahn müs-
sen die bestehenden Bahnüber-
gänge großteils geschlossen wer-
den. Alternativen für die zu-
künftige Überquerung der Glei-
se sind je nach Standort Unter-
bzw. Überführungen. In Dürn-
krut wird darüber heftig disku-
tiert. Eine geplante Informati-
onsveranstaltung der ÖBB konn-
te wegen der Covid-Pandemie
nicht stattfinden.

Unter den Bürgern kursieren
Gerüchte, wonach SP-Bürger-
meister Herbert Bauch eine Vari-
ante bevorzuge, andere Varian-
ten wolle er der Bevölkerung
erst gar nicht präsentieren. So
manche Gemüter sind erhitzt.
Am 31. Oktober 2020 gründeten
mehrere Bürger – federführend
war Monika Bock – die überpar-
teiliche Bürgerinitiative „Le-
bensqualität in Dürnkrut“. Eine
Online-Unterschriftenaktion
wurde ins Leben gerufen, in
Waidendorf und Dürnkrut wur-
den Flyer an die Haushalte ver-
teilt. Die Forderungen: Informa-
tion aller Bürger über die ge-
planten Bauvorhaben sowie die
Einbeziehung möglicher Alter-

nativen und persönliche Ge-
spräche mit eingebundenen Per-
sonen.

Kürzlich schloss man sich der
„Aktion 21“ an. Diese ist durch
bundesweite Vernetzung medial
stärker vertre-
ten. Die heiß-
diskutierte Va-
riante im De-
tail: Errichtung
eines Kreisver-
kehrs am Orts-
ende Richtung
Wien (Höhe
Turmöl-Tank-
stelle), von
dort aus eine Zufahrt auf eine
neun Meter hohe Brücke zur
Überquerung der Gleise. Die Be-
fürchtungen der Bürgerinitiati-

ve: Es könnte zur Entstehung ei-
nes Nadelöhrs bei der Zu- bzw.
Ausfahrt Richtung Wien, zu
Staus in den Hauptverkehrszei-
ten und zur Konzentration des
bisher aufgeteilten Verkehrs auf

die Bundesstra-
ße kommen.
Dies würde
laut Bürgerini-
tiative zu einer
erhöhten
Lärm- und
Feinstaubbeläs-
tigung führen
– auch in den
Seitenstraßen,

die dann zwecks Abkürzung
stärker befahren würden. Laut
Berichten gab es in den betroffe-
nen Straßen bereits Aufzeich-

nungen zur Begutachtungen der
vorhandenen Fenster. Man be-
fürchtet weiters, dass im Kreis-
verkehr hängen bleibende Fahr-
zeuge die Zufahrt in den Unter-
ort bzw. zum Bahnhof blockie-
ren könnten. Laut Befragungen
von Bauern sei die Überführung
an deren Ende für schwerere
Fahrzeuge mit ihrer sehr schar-
fen Links- und anschließenden
Rechtskurve ungeeignet.

Weitere Einwände betreffen
das Abschneiden des unteren
Ortsteils, würde der Plan in der
derzeitigen Fassung umgesetzt.
Eine weitere Befürchtung: Die
medizinische Versorgung, Ein-
käufe und die Zufahrt von Ret-
tungsdiensten würden für die
Bewohner erschwert.

Die Bewegung „Lebensquali-
tät Dürnkrut“ schlägt indes Al-
ternativen vor, so z. B. die Ver-
längerung der L 40 (aus Zisters-
dorf) über die Gleise bzw. den
Anschluss der Überführung an
die Hauptstraße, vorbei am Ten-
nisplatz mit der Einmündung
hinter der Grünschnittdeponie.

In der Gemeindezeitung fin-
det man jedenfalls ein Bekennt-
nis der ÖBB mit dem ausdrückli-
chen Willen eines transparenten
Planungsprozesses.

„Es könnte zur Ent-
stehung eines Nadel-
öhrs bei der Zu- bzw.
Ausfahrt Richtung
Wien kommen.“
Bürgerinitiative
„Lebensqualität in Dürnkrut“

Derzeit sind mehre-
re Varianten für
Gleisübergänge im
Gespräch.
Foto: privat

Vandalen am Sportplatz
Wieder Ärger | Areal ist mit Reifenspuren übersät.
Die Suche nach Tätern läuft bereits auf Hochtouren.
MATZEN | Den Schneefall nutzen
– vielleicht dieselben? – Vanda-
len, um wieder einmal den Trai-
ningsplatz des Sportvereins zu
verunstalten. Bereits in der ers-
ten Jännerwoche trieben Row-
dys ihr Unwesen und ließen ih-
rer Zerstörungswut auch am
Karpatenblick freien Lauf (die
NÖN berichtete).

Ob da jemandem furchtbar
fad ist? Kreisrunde Autospuren
waren in der ersten Jännerwo-
che am Trainingsplatz zu fin-
den, jetzt gibt es das Ganze

nochmal in der Version
„Schnee“ – diesmal allerdings
mit perfekt identifizierbaren
Reifenspuren, die zwischenzeit-
lich bereits gesichert wurden.

Bei VP-Bürgermeister Stefan
Flotz steht indes das Telefon gar
nicht mehr still: „Die Bürger
sind erbost und es langen im-
mer mehr Informationen auf
mögliche Tatverdächtigte ein.
Allen Hinweisen wird natürlich
nachgegangen.“ Er hat sogar
selbst Drohnenaufnahmen er-
stellt.

Schon wieder ein Vandalenakt: Dieses Mal „verwechselten“ Unbekannte
Trainingsplatz mit einer Rallyestrecke. Foto: privat

Erfolg für Naturschützer
Kampf gegen Windkraft | Umweltorganisation kämpft für Recht auf Videokonferenzen
bei UVP-Verhandlungen. Jetzt konnte sie einen kleinen juristischen Etappensieg feiern.

BEZIRK GÄNSERNDORF, PROTTES |
Die Umweltorganisation „Alli-
ance For Nature“, die gegen den
geplanten Windpark „Prottes II“
kämpft (die NÖN berichtete),
sieht sich in ihrer Annahme be-
stätigt, dass es doch einen
Rechtsanspruch auf Videokonfe-
renzen bei Verhandlungen zu
Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen (UVP) in Zeiten des Lock-
downs geben könnte.

Der Grund: Das Bundesver-
waltungsgericht ließ eine Revisi-
on zu § 3. Abs. 3 des Covid-19-
Begleitgesetzes zu. Zur Informa-
tion: Die Revision ist ein Rechts-
mittel, mit dem geprüft wird, ob
bei einem gefällten Urteil ein
Gesetz fehlerhaft angewendet
wurde oder andere Verfahrens-
mängel bestanden.

Vonseiten des Bundesverwal-
tungsgerichts heißt es, dass man

den Gesetzestext auch so verste-
hen könne, dass „die Möglich-
keit zur Ausübung von Parteien-
rechten über elektronische Mit-
tel jedenfalls anzubieten ist“.

„Sachlage ist offenbar
doch nicht eindeutig“
Christian Schuhböck von „Al-

liance For Nature“ meint dazu:
„So eindeutig ist die Sachlage
dann offenbar doch nicht, dass
es keinen Rechtsanspruch auf
Videokonferenzen gibt – ob-

Von Manuel Mattes wohl das bisher immer behaup-
tet wurde.“ Man fordert daher
erneut, dass die mündliche Ver-
handlung am 20. Jänner zum
Vorhaben „Windpark Prottes II“
gemäß § 3 Abs. 3 Covid-19-
VwBG mit Wort- und Bildüber-
tragung (Videokonferenz) er-
folgt.

Andernfalls sei die mündliche
Verhandlung abzuberaumen
und erst dann durchzuführen,
wenn keine Ansteckungsgefahr
durch das Coronavirus mehr be-
steht. Hat diese Zulassung der
Revision durch das Bundesver-
waltungsgericht nun eigentlich
direkte Auswirkungen auf die
die UVP-Verhandlung zum ge-
planten Windpark „Prottes II“,
die heute, Mittwoch, über die
Bühne geht? „Nein, auf die Ver-
handlung hat dies keinen Ein-
fluss“, heißt es dazu vonseiten
des Landes NÖ, Abteilung Anla-
genrecht.

Windräder sind die erklärten Gegner
der Umweltorganisation „Alliance
For Nature“.
Foto: Shutterstock/Tobias Arhelger

Christian
Schuhböck:
„Mündliche
Verhandlung
muss abbe-
raumt werden.“
Foto: privat

Mit falschen Papieren
Autos angemietet
Prozess | 29-jähriger Mann fälschte Dokumente in betrügerischer
Absicht. Urteil: Zehn Monate Freiheitsstrafe, acht davon bedingt.
Christian Pfeiffer

BEZIRK GÄNSERNDORF, KORNEU-
BURG | Weil sich ein 29-Jähriger
mit einem gefälschten Personal-
ausweis anmelden wollte, wurde
er am 16. November vergange-
nen Jahres verhaftet.

Im Zuge der Ermittlungen zu
seiner Person stellte sich dann
heraus, dass der bisher unbe-
scholtene Mann im oberöster-
reichischen Mauthausen in be-
trügerischer Absicht Pkw ange-
mietet hatte – ebenfalls unter
Verwendung gefälschter Doku-
mente. Er verursachte damit ei-

nen Gesamtschaden von insge-
samt etwa 30.000 Euro. Vor
Richterin Anna Wiesflecker am
Landesgericht Korneuburg ver-
antwortete sich der werdende
Vater, wie schon bei der Polizei,
voll geständig.

Für die Urkundenfälschung
sowie den schweren Betrug ver-
urteilte ihn Wiesflecker zu zehn
Monaten Freiheitsstrafe, acht
davon bedingt, sodass der 29-
jährige Mann nach zweimonati-
ger Vorhaft auch gleich die zeit-
nahe Enthaftung von der Rich-
terin mit auf seinen Weg be-
kam.

Mit gefälschten Dokumenten betrog
ein 29-Jähriger einen Autovermieter.

17 Firmen
im Jahr 2020
insolvent
Pleitegeier | Zahlen waren
zuletzt rückläufig. Aber:
Mit Anstieg ist zu rechnen.
BEZIRK GÄNSERNDORF | Im Jahr
2020 waren 17 Unternehmens-
insolvenzen sowie 88 Privatin-
solvenzen im Bezirk Gänsern-
dorf zu verzeichnen. 32 Insol-
venzverfahren konnten im Vor-
jahr nicht eröffnet werden. Zum
Vergleich die Zahlen aus dem
Jahr 2019: Damals gab es 29 Un-
ternehmensinsolvenzen sowie
114 Privatkonkurse.

Man muss leider davon ausge-
hen, dass sich die Zahlen im
Jahr 2021 aufgrund der fortdau-
ernden Corona-Pandemie dras-
tisch erhöhen werden – insbe-
sondere, wenn die staatlichen
Hilfsleistungen enden und die
Unternehmen wieder auf sich
allein gestellt sind.
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